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� >>> Streiten mit Neonazis? – Zum Umgang mit öffentlichen Auftritten von Rechtsextremisten

Eine Handreichung auf der Basis von: »Wir haben die Wahl! Empfehlungen zum Umgang mit 

rechtsextremen Organisationen im Wahlkampf: Eine gemeinsame Publikation der Mobilen 

Beratung gegen Rechtsextremismus in Berlin (MBR), der Netzwerkstellen [moskito] und Licht-

Blicke sowie des Antifaschistischen Pressearchiv und Bildungszentrum (apabiz) e.V.«, Berlin 2006.

Die erste Auflage dieser Broschüre stieß bei Multi
plikator/innen in Vereinen, Parteien und Verbänden 
auf breite Resonanz. In der Zwischenzeit ist bei
spielsweise die in der Broschüre vorgeschlagene 
»Antidis­kriminierungsregel« guter Standard bei 
Veranstaltungen von Bürgerbündnissen und Initia-
tiven im Land geworden. Die Broschüre ist seit 
Monaten vergriffen, immer noch erreichen uns 
zahlreiche Anfragen. Und: Die gezielte öffentliche 
Provokation des politischen Gegners bleibt fester 
Bestandteil rechtsextremer Politik. Gründe genug 
also für eine zweite, aktualisierte und überarbeitete 
Auflage von »Streiten mit Neonazis?«.

NPD und Kameradschaften greifen weiterhin auf 
ebenso unkonventionelle wie medienwirksame 
Aktionsformen wie Mahnwachen, Spontandemon
strationen oder die Störung von Veranstaltungen 
zurück. So formierte sich anlässlich des Sachsen-
Anhalt-Tages 2007 in Osterburg eine Gruppe 
Neonazis und marschierte durch das gesamte 
Festgelände auf die Bühne zu, wo sie Flugblätter 
verteilten und Parolen skandierten.  

Im Januar 2007 demonstrierten Magdeburger Neo-
nazis vor dem Wohnhaus des Oberbürgermeisters, 
um ihrem Ärger über die Entfernung des von ihnen 
niedergelegten Kranzes zum Gedenken an die Opfer 
der Bombardierung Magdeburgs durch Ordnungs-
beamte der Stadt Luft zu machen. Diese Kundgebung 
verfolgte das Ziel, ein Bedrohungsszenario gegen
über einem demokratisch legitimierten Amtsträger 
aufzubauen. Damit will die rechtsextreme Szene 
suggerieren, sie sei gegenüber dem politischen 
Gegner sanktionsfähig. Gleichzeitig sollen solche 

Editorial
Aktionen die gesellschaftspolitische Handlungs- 
und Interventionsfähigkeit der extremen Rechten 
demonstrieren.

Hierzu nutzt die rechtsextreme Szene ein breites 
Spektrum von Strategien der öffentlichen Selbst-
darstellung inzwischen immer professioneller. 
Dominierten in den 1990er Jahren gewalttätige 
Naziskinheadgruppen das öffentliche Bild des Rechts
extremismus, so sind heute eine Mischung aus tak-
tisch zurückhaltendem Auftreten, neuen politischen 
und kulturellen Aktionsformen sowie massive Gewalt
anwendung innerhalb des Spektrums des militan
ten Neonazismus in Sachsen-Anhalt zu beobachten. 
Die Aktionsformen reichen dabei von Protestaktionen 
auf der Straße, der Organisation von Sportveran-
staltungen bis hin zur Werbung von Jugendlichen 
mit kostenlosen CDs und die Teilnahme an Wahlen.



Um ihre ideologischen Inhalte der Öffentlichkeit zu 
präsentieren, greifen Neonazis mittlerweile auf 
verschiedene Formen zurück: z.B. scheinbar seriöse 
Pressemitteilungen, gezielte Strategien der Wort
ergreifung in öffentlichen Veranstaltungen oder 
Verleumdungen kommunaler Funktionsträger/innen. 
Dabei wissen Neonazis sehr wohl zwischen den 
Adressat/innen im eigenen politischen Spektrum 
und der demokratischen Öffentlichkeit zu unter-
scheiden. Während bei ersteren die politischen Ziele 
sehr offen formuliert werden, versucht man diese 
gegenüber den Bürger/innen und der Öffentlichkeit 
zu verschleiern. So kommt es zur absurd anmuten
den Situation, dass Neonazis – wenn sie sich Gehör 
verschaffen wollen – öffentlich Toleranz und demo
kratischen Meinungsstreit einfordern, während sie 
gleichzeitig Menschen, die nicht in ihr rechtes Welt
bild passen, brutal zusammenschlagen und lebens-
gefährlich verletzen.

Neonazis, die sich bei Veranstaltungen auf Toleranz 
und Meinungsfreiheit berufen? Das verunsichert 
viele in den Kommunen, Schulen, demokratischen 
Institutionen, Parteien und Vereinen. Denn oftmals 
sind diese Personen auf den ersten Blick und ohne 
fundierte Hintergrundinformationen nicht als Rechts
extremist/innen zu erkennen. Sie bieten rhetorisch 
geschickt einen Dialog an und geben sich als normale, 
scheinbar legitime Partner/innen in demokratischen 
Entscheidungsfindungsprozessen und bei Diskussi-
onen aus. Wie kann damit umgegangen werden?

Diese Broschüre hat das Ziel, über die Strategie der 
öffentlichen Auftritte von Neonazis zu informieren, 
und anhand ausgewählter programmatischer Inhalte 
der NPD und der so genannten Freien Kameradschaf
ten nachzuweisen, dass organisierte Neonazis, unter 
welchem Namen sie auch auftreten mögen, kein 
Dialogpartner demokratischer Institutionen, Vereinen 
und Parteien sein können. Es gilt, sich mit den Inhal
ten rechtsextremer Politikangebote auseinander zu 
setzen, ohne sich von ihren Akteur/innen die Form 
diktieren zu lassen. Weltanschaulich gefestigte Neo

nazis sind Argumenten nicht zugänglich; sie wollen 
Aufmerksamkeit erregen, politisch Andersdenkende 
durch ihre Präsenz einschüchtern und sich gegenüber 
ihrer eigenen Klientel in Szene setzen. Differenziert 
muss hingegen mit jenen rechtsorientierten Jugend
lichen umgegangen werden, deren Weltbild als noch 
nicht gefestigt gelten kann. Die von ihnen artikulier
ten Vorurteile und Haltungen können und sollten in 
sachlichen und persönlich authentisch geführten 
Diskussionen hinterfragt und widerlegt werden. 

Schließlich will die Broschüre konkrete Handlungs-
anleitungen zur Vorbereitung und Durchführung 
von Veranstaltungen geben, die von Neonazis zum 
Zwecke der Selbstdarstellung missbraucht werden 
könnten. Dies sind zum einen Wahlkampfveranstal-
tungen der demokratischen Parteien, zum anderen 
aber auch fast jede Veranstaltung von öffentlichen 
Institutionen, Vereinen und Trägern zu jenen Fragen, 
die für eine Region oder eine Stadt von öffentlichem 
Interesse sind – sei es nun zu Themen wie Jugend-
arbeit, soziale Gerechtigkeit, Stadtentwicklung oder 
Bildungspolitik.
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Diese Handreichung will dazu ermutigen, sich offen
siv mit den Inhalten der extremen Rechten ausein
ander zu setzen und ihnen differenziert entgegen-
zutreten. Sie will das selbstbewusste demokratische 
Handeln stärken und den politischen Orientierungs
sinn schärfen. Sie wendet sich an alle, die daran 
interessiert sind, der extremen Rechten entgegen zu 
treten und demokratische Kultur und Werte zu ver-
teidigen, beispielsweise an Kommunalpolitiker/innen, 
Sozialarbeiter/innen, engagierte Einzelpersonen 
und Behörden. 

Wir danken der Mobilen Beratung gegen Rechtsex-
tremismus in Berlin und dem Kulturbüro Sachsen 
für die Genehmigung des Nachdrucks einiger Texte 
für diese Broschüre. 

Roman Ronneberg,   Geschäftsführer
Magdeburg im Frühjahr 2008



 
Die öffentliche Konfrontation mit dem politischen 
Gegner bezeichnet die NPD als »Wortergreifung«. 
Diese als Strategie verstandene Intervention in 
politische Konflikte hat mehrere Handlungsebenen 
und Ziele. Im Folgenden soll daher die politische 
Intention öffentlicher Auftritte von Neonazis ana-
lysiert werden. Welche Mittel wenden Neonazis an? 
Auf welche Methoden greifen sie dabei zurück? 
Hierzu zwei Fallbeispiele, welche die unterschied-
lichen Vorgehensweisen von Neonazis im Rahmen 
der »Wortergreifung« illustrieren.

1. Die Strategie 
der »Wortergreifung«
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Fall 1: Im April 2007 sollte in der geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Magdeburg über das Thema »Neonazis an Hoch­
schulen« diskutiert werden. Neben den deutlich 
mehr als 100 interessierten Student/innen erschie-
nen zu der Veranstaltung auch ca. 15 bis 20 Neo-
nazis, unter ihnen der Vorsitzende der NPD-Fraktion 
im Schweriner Landtag, Udo Pastörs, sowie Mit-
glieder lokaler Strukturen wie der JN.

Mit dieser Situation konfrontiert, beschlossen die 
studentischen Organisator/innen, sich unter Ver-
weis auf die »Wortergreifungsstrategie« von der 
Veranstaltung zurückzuziehen, da ihrer Forderung 
nach Ausschluss der Neonazis durch die das Haus-
recht ausübenden Vertreter/innen der Hochschule 
nicht nachgegeben wurde. 

Die übrigen Podiumsgäste, zwei Professoren und 
die Moderatorin, entschlossen sich, die Veranstal-
tung dennoch wie geplant durchzuführen. In deren 
Verlauf instrumentalisierte Udo Pastörs die Veran-
staltung für seine rechtsextremen Inhalte, indem 

er ohne Intervention der Moderatorin minuten
lange Monologe hielt. Hierbei wurde er von seinen 
Anhängern lautstark unterstützt. Diese Vorgehens-
weise der Neonazis verfehlte ihre beabsichtigte ein
schüchternde Wirkung nicht. Durch die Dominanz 
der Gruppe um Pastörs wurde aus der geplanten 
Veranstaltung über Rechtsextremismus eine solche 
mit Rechtsextremist/innen, ohne über das eigent-
liche Thema diskutieren zu können.

Fall 2: Nach den rassistisch motivierten Miss-
handlungen eines afrodeutschen zwölfjährigen 
Schülers in Pömmelte bei Magdeburg – die Täter 
kamen aus dem Umfeld einer neonazistischen Gruppe 
– tagte im örtlichen Vereinshaus ein so genannter 
Runder Tisch, um über die Folgen des Angriffs zu 
debattieren. Während der Veranstaltung betraten 
etwa zehn junge Männer den Raum und stellten sich 
als »Jugendinitiative gegen Jugendkriminalität« vor: 
Sie hätten Interesse, an der laufenden Diskussion 
teilzunehmen. Daraufhin wurden sie von der Mode-
ratorin mit dem Hinweis hinausgebeten, auf der 
Veranstaltung seien nur ortsansässige Personen 

zugelassen. Nachdem sie von Vertreter/innen 
zivilgesellschaftlicher Initiativen als Neonazis 
identifiziert und hinauskomplimentiert wurden, 
inszenierten sie sich vor dem Vereinshaus unter 
den Augen der Medien als angebliche Opfer einer 
Verleumdungskampagne. Ein Transparent wurde 
entrollt, einzelne Neonazis versuchten sich als 
»betroffene« Jugendliche den anwesenden Medien 
als Interviewpartner anzudienen. 

Das erste Beispiel demonstriert, wie es Neonazis 
gelingt, eine öffentliche Veranstaltung durch die 
Strategie der »Wortergreifung« in ihrem Sinne zu 
instrumentalisieren und zur Selbstinszenierung 
zu nutzen. Dabei machten sie sich die Tatsache 
zu Nutze, dass die Vertreter/innen der Hochschule 
die Folgen der Teilnahme von Neonazis an einer 
solchen Veranstaltung unterschätzten. Damit 
ging die Rechnung der Gruppe um Pastörs auf, 
durch massive Präsenz die inhaltliche Ausrich-
tung zu bestimmen. So wurde die Veranstaltung 
ihres ursprünglichen Themas beraubt.

Das zweite Beispiel hingegen zeigt, dass Neonazis 
auf eine vorgefundene Situation durchaus flexibel 
zu reagieren wissen. Auch hier beabsichtigten sie 
zunächst, eine geschlossene Veranstaltung in ihrem 
Sinne zu instrumentalisieren. Als dies nicht gelang, 
wechselten die Neonazis die Aktionsform. Nun stand 
im Fall Pömmelte nicht mehr die Störung einer Ver-
anstaltung auf der Tagesordnung, sondern der Ver-
such, sich medial als zu Unrecht diskriminierte Jugend
liche darzustellen, denen man die Tat anlaste. 
Mit der Aktionsform wechselten auch die Adressat/
innen. Ging es im ersten Moment um den Kreis der 
im Raum versammelten Bürger/innen, die es zu 
beeindrucken und zu verwirren galt, so handelte es 
sich anschließend um einen Appell an die mediale 
Öffentlichkeit, hier werde der demokratische Dialog 
mit »betroffenen Jugendlichen« zu Unrecht verwei-
gert. Dies zeigt, dass es Neonazis entgegen der weit 
verbreiteten Meinung nicht allein um eine Störung 
um der Störung willen geht, sondern um einen kal-
kulierten Versuch, in einem sie betreffenden politi
schen Konflikt als scheinbar legitime Dialogpartner 
Gehör zu finden.
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Die Interaktionsfalle
In Fällen wie den beschriebenen wird häufig die 
Frage gestellt, ob es nicht sinnvoller sei, mit den 
anwesenden Neonazis zu diskutieren, um diese 
zu demaskieren. Dies ist jedoch mit Blick auf die 
Gesprächssituation schwerlich umzusetzen. 
Die Erfahrungen zeigen, dass geschulte Neonazis 
in Diskussionen mit rhetorischen und inhaltlichen 
Wiederholungen arbeiten. Dies bedeutet, die immer 
gleiche Aussage so zu variieren, dass die Gesprächs
partner/innen ihrerseits jedes Mal erneut zu einer 
eigenen Argumentation ausholen müssen. Dies 
verschafft den Neonazis einen nicht einholbaren 
Gesprächsvorteil. Denn während sie ihrem Gegen
über nur einige Schlagworte – beispielsweise »Volks­
gemeinschaft statt multikulturelles Chaos« – vorset
zen, sind die Gesprächspartner/innen gezwungen, 
diesen ausführlich argumentativ entgegen zu treten. 
Dadurch gelingt es den Neonazis, nicht nur die 
thematische Agenda des Gesprächs, sondern auch 
die Rollenverteilung zu bestimmen. Während sich 
die rechtsextremen Aktivist/innen in rhetorisch 

gedrechselten Parolen ergehen, finden sich die 
Gesprächspartner/innen in der Rolle derer wieder, 
die sich zu rechtfertigen haben. In dieser Situation 
kommt es nicht zu einem Austausch der Argumente. 
Diese Diskussionsstrategie der Neonazis verfolgt 
vielmehr das Ziel, den politischen Gegner vorzufüh-
ren. Daher sollte man die Diskussion mit organisier
ten und rhetorisch geschulten Neonazis auch nicht 
zum Beweis eigener demokratischer Dialogfähigkeit 
nutzen. Neonazis sind weder zu überzeugen noch 
sind sie dialogbereit. 

Anders sieht dies im Falle von rechtsorientierten 
Jugendlichen aus. Hier sollte man das Gespräch 
suchen. Die von dieser Gruppe häufig vorgetrage
nen plakativen Parolen sind zumeist noch nicht 
Ausdruck eines geschlossenen rechtsextremen 
Weltbilds. Daher sind sie Argumenten, die in einem 
partnerschaftlichen Gesprächsstil erläutert werden, 
noch eher zugänglich. Die Messlatte für den Erfolg 
einer solchen Debatte ist jedoch nicht, ob diese 

Jugendlichen am Ende überzeugt werden, sondern 
ob es gelungen ist, sie mit anderen Auffassungen 
zu konfrontieren. Ehemals extrem rechts einge-
stellte junge Männer und Frauen berichten, es habe 
sie nachhaltig beeindruckt, wenn sie mit fundierten 
Gegenargumenten zu ihrer Weltanschauung kon-
frontiert wurden. 
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Die Strategie der von rechtsextremen Gruppen als 
»Wortergreifung« bezeichneten Intervention in 
öffentliche Diskussionen erfüllt innerhalb der Politik 
rechtsextremer Gruppen verschiedene Funktionen. 
Sie reflektiert zunächst die Erfahrung der weitgehen
den Ächtung explizit rechtsextremer Positionen im 
öffentlichen Diskurs bis hin zur strafrechtlichen 
Sanktion wie im Fall der Leugnung des Holocausts. 
Diese Ächtung bezeichnen Akteur/innen der extre
men Rechten als »Meinungsdiktatur« und »Political-
Correctness-Terror«, die keine wirkliche Meinungs-
freiheit zuließen. Ihre Ursache habe diese vorgeb-
lich allumfassende Manipulation der öffentlichen 
Meinung in der Tatsache, dass Medien und Politiker/
innen den Deutschen unablässig einen Schuldkom-
plex einredeten, der der Normalisierung eines deut-
schen Nationalbewusstseins entgegenstehe. 

Die so genannte Wortergreifung ist auf der Ebene 
ihrer praktischen Umsetzung ein Mittel der Selbst
inszenierung der extremen Rechten. Mit ihrer Hilfe 
will man die zu Recht in der Öffentlichkeit bestehen
den Blockaden gegenüber rechtsextremen Positio
nen Schritt für Schritt überwinden, um schließlich 
als legitimierter Diskurspartner auf Akzeptanz zu 
treffen. Hierzu greifen Neonazis zum Mittel des 
kalkulierten Tabubruchs. Dieser wird von ihnen mit 
dem inneren Anstoß vorgetragen, von ihnen würden 
Sachverhalte thematisiert, die niemand sonst als 
Wahrheit zu benennen wage. Handelt es sich um 
soziale Themen, so versuchen Neonazis, sich als 
Sachwalter der Interessen des sprichwörtlichen klei
nen Mannes darzustellen. Dabei kann an eine weit 
verbreitete Politikverdrossenheit angeknüpft werden, 
die sich zuletzt u.a. an der niedrigen Wahlbeteiligung 
in Sachsen-Anhalt zeigte. So werden diffuse Vorur-
teile gegenüber »denen da oben« mit rechtsextremen 
Politikinhalten verknüpft.

Darüber hinaus soll der politische Gegner gezwungen 
werden, sich zu nicht selbst gewählten Bedingungen 
mit den inhaltlichen Vorgaben der extremen Rech-
ten auseinander zu setzen. Dies bringt eine Presse-
mitteilung des Bundesvorstandes der NPD-Jugend-
organisation Junge Nationaldemokraten (JN) wie 
folgt auf den Punkt: 

» Aktionismus und Kreativität sind und bleiben die 
Stärken der JN. Gerade im Hinblick auf die massive 
Behinderungstaktik von Großdemonstrationen 
durch die brd-Machthaber muß man neue Wider­
standsformen entwickeln. Hierbei wurde vor allem 
Wortergreifungsstrategie beim politischen Gegner 
ins Auge gefaßt. In der direkten Konfrontation mit 
dem Gegner soll dieser nicht mehr in der Lage sein 
über Nationalisten, sondern nur noch mit ihnen zu 
diskutieren.« (http://www.jn-buvo.de/index, eingesehen am 23.03.06)

Im Vorwort zu einer Handreichung des NPD Bundes
vorstandes für ihre Funktionsträger schreibt der 
NPD-Vorsitzende Udo Voigt:

»Es wird immer schwieriger, eigene NPD-Veranstal­
tungen in Deutschland durchzuführen. Besuchen 
wir daher im Sinne der Wortergreifungsstrategie die 
Veranstaltungen des politischen Gegners. Dieser hat 
hier die  Arbeit der Vorbereitung, Planung und 
Durchführung. Doch sobald er eine öffentliche Ver­
anstaltung macht, müssen Nationaldemokraten vor 
Ort sein, um etablierte Politiker und Kandidaten zur 
Rede zu stellen.« (NPD Bundesvorstand (hrsg.): Argumente für Kandi-

daten und Funktionsträger, Berlin 2006, S.4)

Hieraus wird klar, dass die »Wortergreifung« für 
Neonazis keine Einübung in demokratischer Streit-
kultur, sondern Mittel zum Zweck der Durchsetzung 
von Machtinteressen ist.

 
Die Wahrscheinlichkeit, die demokratischen Institu-
tionen in einem Akt der »nationalen Revolution« 
übernehmen zu können, ist gering. Daher ist es Ziel 

Das Wort ergreifen – Tabus verletzen
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der Rechtsextremen, die Demokratie sowie ihre Ver
treter/innen und Institutionen bei der Bevölkerung 
zu delegitimieren. Angelehnt an das so genannte 
Drei-Säulen-Konzept der NPD will man auf dem 
Weg zur Macht, den Kampf um die Köpfe führen, 
d.h. um die Deutungshoheit über gesellschaftliche 
Themen. Dem politischen und weltanschaulichen 
Gegner soll auf seinem eigenen Terrain entgegen-
getreten werden. Einschüchterung und direkte Kon
frontation sind nicht selten die Mittel. Dies umzu-
setzen ist für Aktivist/innen der rechten Szene umso 
leichter, je unvorbereiteter ihre Gegenüber aus Poli
tik, Verwaltung oder Sozialarbeit sind. Deshalb müs
sen kommunale Akteur/innen, die mit propagandi-
stischen Offensiven der Neonazis konfrontiert sind, 
in die Lage versetzt werden, deren Vorgehensweise 
zu erkennen.

Um als gleichberechtigter Diskussionspartner 
akzeptiert zu werden, greifen Neonazis zu einer 
einfachen, leider aber wirksamen Form der Ver
stellung. Da eine öffentliche Akzeptanz unter der 
Flagge originär neonazistischer Themen nicht zu 
erlangen ist, eignet man sich Themen und Aktions-
formen an, die in der Bevölkerung auf Akzeptanz 
stoßen. Daher wählen neonazistische Gruppen für 
ihre öffentlichen Auftritte so irreführende Eigen
namen, wie »Jugendinitiative gegen Kriminalität« 
oder »Bürgerinitiative gegen Drogen«. Ebenso ge
hören Unterschriftensammlungen, Mahnwachen 
und Flugblattaktionen in ihr Repertoire. In der 
öffentlichen Selbstdarstellung versucht man das 
Klischeebild des kahlköpfigen Schlägers tunlichst 
zu vermeiden. Stattdessen tritt man als scheinbar 
normaler politischer Akteur auf, der berechtigte 
Interessen innerhalb des demokratischen Meinungs
spektrums artikuliert.

Dabei geht es aus Sicht der Neonazis immer um 
einen Kampf um die Deutungshoheit und die Mög-
lichkeit, öffentliche Räume mit ihren Themen zu 
besetzen. Gelingt es ihnen etwa, in einer Bürger
versammlung unhinterfragt als authentische Inte-
ressenwahrer mit eindeutig rechtsextremen Bot-
schaften aufzutreten, so ist das als ein Erfolg im 
Sinne der »Wortergreifungsstrategie« zu werten. 
Denn dies stellt – gewollt oder ungewollt – ihre 
Aufwertung innerhalb der politischen Öffentlich-
keit dar. Grundsätzlich gilt jedoch: Neonazis können 
nur jene öffentlichen Räume besetzen, die ihnen zu
vor aus falsch verstandener Toleranz geöffnet wur-
den. Haben sie diese einmal besetzt, fällt es schwer, 
sie ihnen wieder zu entziehen und zu verweigern.

Mimikry: Die Kunst der Verstellung
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Aktionsformen
Je nach Anlass wandeln sich die Aktionsformen 
dieser öffentlichen Intervention rechtsextremer 
Gruppen. Dabei wissen Neonazis genau, wann sie 
welche Karte spielen müssen. Das Spektrum reicht 
dabei von der gezielten Gewalt gegen all jene, die 
aufgrund ihrer Hautfarbe, Herkunft, sexuellen 
Orientierung, politischen Haltung, ihrer (vermeint-
lichen) Zugehörigkeit zu alternativen und nicht-
rechten Jugendkulturen oder ihres sozialen Status 
ohnehin schon gesellschaftlich ausgegrenzt sind, 
bis zur Selbstdarstellung als angebliche Opfer poli-
tisch motivierter Verfolgung oder als pazifistische 
Jugendliche.

Manche Aktionen dienen ausschließlich der Provo-
kation der so genannten politischen Gegner und sol
len diese einschüchtern. Dies trifft etwa für die An
meldung von Kundgebungen vor den Wohnhäusern 
engagierter Demokrat/innen und Vertreter/innen 
von Runden Tischen oder Initiativen gegen Rechts 
zu. Neben der Einschüchterung ihrer exponierten 

Kritiker/innen in einer Kommune setzt hier die 
rechtsextreme Szene auf die Entsolidarisierung der 
örtlichen Öffentlichkeit. 
 
All diese Aktionsformen müssen als zwei Seiten ein 
und derselben Medaille gesehen werden. Eine Tren-
nung in friedliche und dialogbereite Neonazis einer
seits und solche, die nur zuschlagen, andererseits 
führt in die Irre. Denn Gewalt, Ausgrenzung und 
Einschüchterung sind elementare Bestandteile des 
politischen Programms, der politischen Strategie 
und der Ästhetik der extremen Rechten. 

Fazit
Die »Wortergreifungsstrategie« ist als eine Kampf-
ansage der neonazistischen Szene an die demo
kratische Kultur zu verstehen. Wer diese Heraus-
forderung nicht als solche erkennt und annimmt, 
räumt Rechtsextremen einen Raum zur Selbstinsze
nierung ein, wertet sie dadurch auf und nimmt ihren 
potenziellen Opfern den dringend benötigten Schutz. 

Dem kann durch die oben beschriebene differen-
zierte Auseinandersetzungsstrategie auf der Basis 
eines menschenrechtlich orientierten Demokratie-
verständnisses entgegen getreten werden. 

Ziel ist es, zu selbstgewählten Bedingungen die 
politische Auseinandersetzung mit rechtsextremen 
Akteur/innen zu suchen und sich nicht das Heft 
des Handelns aus der Hand nehmen zu lassen.

17 >>> Streiten mit Neonazis?
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Die Frage nach dem Umgang mit öffentlicher Präsenz 
rechtsextremer Politikangebote stellt im Falle von 
Wahlen für die demokratischen Bewerber/innen eine 
besondere Herausforderung dar.

Besonders im Blickpunkt der Öffentlichkeit stehen 
die – oft von regionalen Tageszeitungen, Vereinen 
bzw. Initiativen – veranstalteten Wahlforen. Sie 
repräsentieren meist das gesamte Spektrum der 
Wahlbewerber/innen und sollen den Wähler/innen 
Gelegenheit geben, die Kandidat/innen direkt zu 
ihren politischen Vorstellungen zu befragen. Im 
Kommunalwahlkampf in Sachsen-Anhalt wurden 
die Kandidat/innen der NPD oder anderer rechts
extremer Parteien zu diesen Veranstaltungen oft 
mit dem Verweis auf deren legalen Status eingeladen. 
Veranstalter/innen sind jedoch nicht verpflichtet, 
alle Kandidaten zu einem Wähler/innenforum ein-
zuladen, wie die Praxis im Umgang mit Einzelbewer

Öffentliche Wahlforen 
mit rechtsextremen Kandidat/innen?

bern/innen und Kleinstparteien zeigt, die zumeist 
unberücksichtigt bleiben. Lediglich bei öffentlichen 
Foren, die von Gemeinden, Städten und Landkreisen 
veranstaltet werden, müssen alle Kandidat/innen 
einer Personenwahl bzw. alle politischen Gruppierun
gen, die sich zur Wahl stellen, eingeladen werden. 
Hintergrund ist hier das staatliche Gleichbehandlungs
gebot. Auch eine Begrenzung des Teilnehmer/innen
kreises im Vorfeld ist hier nicht zulässig. Stören 
Rechtsextremist/innen die Veranstaltung, können 
die Veranstalter/innen diese unter Wahrnehmung 
ihres Hausrechts des Saales verweisen. Gerade hier 
kommt es darauf an, dass sich die kommunalen Ver
antwortlichen im Vorfeld über Möglichkeiten im 
Umgang mit rechtsextremen Kandidat/innen und 
Besucher/innen informieren.
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Innerhalb des organisierten Rechtsextremismus domi
niert im Bundesland die Jugendorganisation der NPD, 
die Jungen Nationaldemokraten (JN). Sichtbar wird 
diese Entwicklung vor allem durch die Personalent-
scheidungen im Bundesvorstand der JN. Seit Oktober 
2007 ist dieser fast zur Hälfte mit Neonazis aus 
Sachsen-Anhalt besetzt. Dem entsprechend wurde 
die Bundeszentrale der JN ebenfalls nach Sachsen-
Anhalt (Bernburg) verlegt. Betrachtet man die Mit-
gliederstruktur der JN, wird deutlich, dass ein Teil 
der Anhänger in der Vergangenheit dem Spektrum 
der parteiunabhängig agierenden neonazistischen 
Kameradschaften angehörte. 
 
Mit der Übernahme der JN-Führung durch sachsen-
anhaltische Neonazis soll nach deren Vorstellungen 
ein organisatorischer und politischer Restrukturie-
rungsprozess verbunden werden. So verfolgt die Orga
nisation das Ziel, den studentischen Nachwuchs stär
ker anzusprechen, die eigenen Strukturen auszubauen 
und die politische Arbeit zu professionalisieren. 

Dennoch existieren die durch eher lose und auto-
nome Strukturen gekennzeichneten Personen

zusammenschlüsse der »Freien Kameradschaften« 
fort. Sie sind regional eng vernetzt und sehr aktio-
nistisch orientiert. Sie verbinden auf ideologischer 
Ebene eine national-revolutionäre Programmatik 
mit einem völkischen Antikapitalismus. Im Rahmen 
von Demonstrationen aber auch von kulturellen Ver
anstaltungen gelingt es ihnen, jene rechtsorientier
ten Jugendlichen zu mobilisieren, die durch das 
parteinahe, rechtsextreme Spektrum nicht erreicht 
werden. 

In Sachsen-Anhalt treten momentan ungefähr ein 
Dutzend solcher Kameradschaften auf. Ungeklärt 
ist deren genaue Anzahl, da sich einige dieser 
»Kameradschaften« in einem sehr begrenzten 
Aktionsfeld bewegen und öffentlich kaum wahr-
nehmbar sind. Auch ist die Annäherung dieses 
Spektrums an die NPD/JN nicht unumstritten und 
wird in Teilen des »Kameradschaftsspektrums« 
weiterhin abgelehnt.

Seit geraumer Zeit kooperieren NPD/JN und »Freie 
Kameradschaften« in jenen Themenfeldern eng 
miteinander, bei denen gemeinsame Interessen 

Rechtsextreme Organisationen

etwa in der Geschichtspolitik oder in der Globalisie
rungskritik im Vordergrund stehen. 

Trotz des temporären Schulterschlusses bleiben 
jedoch grundsätzliche Konfliktlinien bestehen. So 
ist auch die bundesweite Diskussionen innerhalb 
der NPD zum Umgang mit den so genannten 
»Autonomen Nationalisten« in Sachsen-Anhalt 
spürbar. Die Konflikte ergeben sich dabei aus dem 
radikalen Habitus der auch als »Schwarzer Block« 
bezeichneten Personengruppe, die vor allem durch 
die Übernahme kultureller Codes linker Jugendkul-
tur in Erscheinung tritt. Diese sind nicht gewillt, 
sich dem Führungsanspruch der NPD unterzuordnen. 

Letztlich profitiert die rechtsextreme Partei aber 
von der Mobilisierungsfähigkeit der neonazistischen 
Kameradschaften und diese wiederum von den 
Vorzügen einer Partei inklusive der Chance, auf 
Wahllisten der NPD berücksichtigt zu werden.

DVU und Republikaner spielen für den organisierten 
Rechtsextremismus in Sachsen-Anhalt so gut wie 
keine Rolle.

Unabhängig von der Einladungspolitik der Veranstal
ter/innen sollte eine Teilnahme von rechtsextremen 
Kandidat/innen an öffentlichen Wahlforen von den 
demokratischen Kandidat/innen gemeinsam abge-
lehnt und unter Verweis auf den antidemokratischen 
Charakter der Partei und die Praxis der »Wortergrei­
fung« zurückgewiesen werden. 

Kommt ein solcher Konsens unter den demokrati
schen Parteien nicht zu Stande, muss der Versuch 
unternommen werden, sich auf einen strategischen 
Umgang mit der NPD und anderen Rechtsextre-
mist/innen in den öffentlichen Diskussionen zu 
einigen. Dies sollte dem Grundsatz folgen, frem
denfeindliche, rechtsextreme und antisemitische 
Äußerungen seitens der anwesenden Kandidat/in-
nen zurückzuweisen. Hierfür kommt dem/der Mo-
derator/in eine Schlüsselfunktion zu, da er/sie ei-
nen Verstoß gegen die Diskussionsregeln bis hin zu 
einem Ausschluss aus der Veranstaltung konse-
quent sanktionieren muss.

in Sachsen-Anhalt:
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Aufgrund der Erfahrungen mit den nationalsozialis
tischen Menschheitsverbrechen nehmen die Men-
schenrechte im Grundgesetz eine besondere Stellung 
ein. Folgerichtig heißt es bereits in Artikel 1 GG: 
»Die Würde des Menschen ist unantastbar.« 
Die Menschenrechte stellen den unveräußerlichen 
Kern des Grundgesetzes dar. Dem Staat kommt die 
verfassungsrechtlich niedergeschriebene Aufgabe 
zu, die Menschenwürde zu schützen und zu achten. 

In der völkisch definierten Gemeinschaft der NPD 
entscheidet hingegen die ethnische Abstammung 
des/der Einzelnen über seine/ihre Rechte. Im Pro-
gramm der neonazistischen NPD heißt es unter 
Punkt 1 vergleichsweise unverfänglich: »Volkstum 
und Kultur sind die Grundlagen für die Würde des 
Menschen.« (Parteiprogramm der NPD, Berlin 2004, Ziffer 1). 
Bereits hier aber wird der eklatante Unterschied 

zur eingangs vorgestellten Idee der individuellen 
Freiheitsrechte deutlich: In einer humanistischen 
Ordnung kommt jedem Menschen seine Würde aus 
sich selbst heraus zu. Alle sind gleich, unabhängig 
von Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft, Religion oder 
sexueller Orientierung. Dass in der Vorstellungswelt 
der rechtsextremen Partei die Interessen des Volkes 
über denen des Individuums stehen, zeigt die Pro-
grammaussage, der Staat trage Verantwortung für 
das Volk. Einen Schutzanspruch des Individuums 
gegenüber staatlicher Willkür ist im Weltbild der 
NPD nicht vorgesehen.

2. Die Ideologie der extremen Rechten
Rechtsextreme und ihre Interpretation der Menschenrechte
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Die soziale Frage
Die »soziale Frage« entwickelte sich vor dem Hinter
grund der sich verschärfenden gesellschaftlichen 
Verteilungskonflikte in den vergangenen Jahren 
zum Dreh- und Angelpunkt der extrem rechten 
Programmatik. Seit dem Amtsantritt Udo Voigts als  
Bundesvorsitzender im Jahr 1996 aktualisiert die 
NPD in diesem Themenfeld ihr Politikangebot im 
Sinne des Konzepts eines »nationalen Sozialismus«. 
Unter diesem Slogan offeriert die Partei eine an-
geblich historisch unbelastete Variante des Natio-
nalsozialismus. Hierbei stellt der Begriff »Volksge-
meinschaft« den Schlüssel zum Verständnis des 
Gesellschaftsbildes der NPD dar: ethnisch homogen, 
politisch gleichgeschaltet und antiliberal. 

Dieser völkischen Logik folgend findet sich bei der 
NPD die Forderung nach einer Vergabe von Arbeits
plätzen nur für Deutsche bei gleichzeitiger »humaner 
Rückführung« der hier lebenden Migrantinnen und 
Migranten. 

Bewusst versuchen rechtsextreme Parteien und Grup
pierungen antikapitalistische Begrifflichkeiten und 
Parolen der politischen Linken zu übernehmen. For-
derungen wie die nach Ausschluss von Migrantinnen 
und Migranten aus den sozialen Sicherungssystemen 
oder nach Zahlung von Kindergeld nur an deutsche 
Familien verdeutlichen jedoch die Bedeutung des 
Rassismus in der rechtsextremen Konzeption.
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Obwohl die NPD zu Wahlen antritt und in Kommu-
nal- und Landtagsvertretungen mehr oder weniger 
erfolgreich politische Arbeit betreibt, lehnt sie die 
Prinzipien der Demokratie grundsätzlich ab. Nach 
dem Einzug der NPD in den sächsischen Landtag 
2004 erläuterte Parteichef Udo Voigt im Interview 
mit der rechten Wochenzeitung »Junge Freiheit« 
die langfristige Aufgabe seiner Partei:

»Es ist unser Ziel, die BRD ebenso abzuwickeln, wie 
das Volk vor fünfzehn Jahren die DDR abgewickelt 
hat. Dies geht offensichtlich auch über die Wahlurne.« 
(Interview in der Jungen Freiheit vom 24. September 2004, S. 3)

Die NPD ist also mitnichten eine Partei wie jede 
andere. Sie sieht sich selbst als »systemoppositio­
nelle Kraft« gegen ein angebliches Kartell aus Medien 
und den »Altparteien«. Der Demokratie stellt sie 
die Idee einer »hierarchischen Volksgemeinschaft« 
entgegen, in der sich das Ausmaß der politischen und 
sozialen Beteiligung wie auch die Rechte des/der Ein
zelnen aus der Abstammung der Menschen ableitet.
 
Genaues Hinsehen ist daher bei vermeintlich demo-
kratischen Forderungen von Rechts dringend gebo-
ten. So dient z.B. der Ruf nach Stärkung des Amtes 
des Bundespräsidenten allein der Schwächung des 
Parlaments, welches als »träge und uneffektiv« 
abgelehnt wird. Überhaupt wird das demokratische 
System, an dem alle partizipieren dürfen, als Gegner 
angesehen. Die NPD hätte lieber »leistungs- und 
gemeinschaftsorientierte Eliten« an der Spitze des 
Staates.

Fazit
Neonazistische Gruppen und die NPD agieren in 
der Bundesrepublik legal, solange ihnen keine kon-
krete Straftat nachgewiesen wird. Die Tatsache 
dieser juristischen Legalität sagt aber nichts über 
die demokratische und menschenrechtliche Legiti-
mität dieser politischen Strömung aus. Neonazis-
tische Politik besitzt in Deutschland keine demo-
kratische Legitimität. Wie dargestellt, nutzen neo-
nazistische und rechtsextreme Gruppen die 
Demokratie, um ihre Abschaffung zu betreiben. 
Diesem instrumentellen Verhältnis gilt es, seitens 
der demokratischen Zivilgesellschaft entschieden 
Grenzen zu setzen. Dabei kann und sollte keines-
falls allein auf das Handeln von Sicherheitsbehörden 
wie Polizei und Justiz gesetzt werden. Neonazis die 
von ihnen beanspruchte Legitimität zu entziehen – 
dazu kann jede/r Veranstalter/in einen Beitrag leisten.

Parlamentarismus und Demokratie
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Im Vorfeld der Veranstaltung

Veranstalten Sie keine Podien und Diskussionsver-
anstaltungen gemeinsam mit Vertreter/innen der 
NPD/JN oder anderer rechtsextremer Organisati-
onen.

Koordinieren Sie sich als Teilnehmende im Vorfeld 
von Veranstaltungen mit den anderen demokra-
tischen Parteien und Podiumsteilnehmer/innen:

■ Versuchen Sie im Vorfeld darauf hinzuwirken, 
dass Veranstalter/innen und Schulen rechtsextreme 
Vertreter/innen nicht einladen.
■ Machen Sie deutlich, dass Sie eine Teilnahme an 
Podien und Veranstaltungen, zu denen auch Ver-
treter/innen rechtsextremer Organisationen einge-
laden sind, ablehnen werden.
■ Sorgen Sie dafür, dass die Ablehnung im Schul-
terschluss mit allen anderen demokratischen Par-
teien und Teilnehmer/innen geschieht.

3. Was tun bei Veranstaltungen?

■ Verständigen Sie sich vor der Veranstaltung mit 
allen anderen demokratischen Parteien und Teil-
nehmer/innen über eine gemeinsame inhaltliche 
Begründung für ihre Ablehnung und geben Sie die-
se entweder gemeinsam oder jeweils individuell zur 
Kenntnis.
■ Wirken Sie in der Vorbereitung gegenüber den 
Veranstalter/innen darauf hin, dass es sich insbe-
sondere an Schulen um eine geschlossene Veran-
staltung handeln sollte, die sich auf einen be-
schränkten Teilnehmer/innenkreis, bestehend aus 
Schüler/innen, Lehrer/innen und eigens geladenen 
Gästen, bezieht.

Bieten Sie gegebenenfalls an, über die NPD/JN oder 
andere rechtsextreme Organisationen und ihre Ide-
ologie auf einer Veranstaltung, nicht aber mit ihnen 
selbst zu diskutieren. Dies ist insbesondere bei Ver-
anstaltungen an Schulen zu empfehlen.

Während der Veranstaltung

Sollten Sie dennoch bei Veranstaltungen und Po-
dien mit Rechtsextremen und ihren Positionen 
konfrontiert sein:
■ Seien Sie inhaltlich vorbereitet auf die zentralen 
rechtsextremen Argumentationsmuster und poli-
tischen Themenfelder.
■ Geben Sie vor Ihrer eigentlichen Rede eine Erklä-
rung ab, dass es nicht Ihrem Wunsch entspricht, 
hier gemeinsam mit rechtsextremen Organisati-
onen zu sitzen, da sie außerhalb des demokra-
tischen Grundkonsenses stehen.
■ Gehen Sie als Moderator/in nicht auf deren Pa-
rolen ein. Weisen Sie diese gegenüber dem Publi-
kum offensiv zurück, ohne sich von rechtsextre-
men Akteuren in eine Diskussion verwickeln zu las-
sen. 
■ Achten Sie darauf, dass rassistische, antisemi-
tische, sexistische, menschenverachtende und den 
Nationalsozialismus leugnende oder verharmlosen-
de Äußerungen nicht unhinterfragt stehen bleiben. 
Widersprechen Sie aktiv!
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4. Hausrecht durchsetzen: 
Juristische Möglichkeiten 
für den Ausschluss 
Rechtsextremer von 
Veranstaltungen nutzen 
Für einen möglichst reibungslosen Ablauf von 
(Wahlkampf-)Veranstaltungen ohne rechtsextreme 
Besucher/innen oder Störer/innen können Sie vor 
allem durch eine sorgfältige Vorbereitung sorgen. 
Aus rechtlicher Sicht bietet Ihnen das Hausrecht 
Möglichkeiten, unerwünschte Personen von Veran-
staltungen auszuschließen. 

Für den Ausschluss von Personen auf Veranstal-
tungen bzw. Versammlungen gibt es nach dem 
Versammlungsgesetz (VersG), das auch für Veran-
staltungen in geschlossenen Räumen gilt, grund-
sätzlich zwei Möglichkeiten:
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1. In der Einladung des/der Veranstalters/in können 
nach § 6 VersG bestimmte Personen oder Perso-
nenkreise von der Teilnahme ausgeschlossen wer-
den.

2. Während der Veranstaltung können nach § 11 
VersG Teilnehmer/innen, welche die Veranstaltung 
„gröblich stören“, von der Veranstaltungsleitung 
ausgeschlossen werden.

In beiden Fällen wird der Ausschluss über das 
Hausrecht, das die Veranstaltungsleitung hat, um-
gesetzt. Der/die Veranstalter/in kann die Leitung 
und damit das Hausrecht auch einer anderen Per-
son übertragen.

Wann und wie können Sie nun von Ihrem Haus-
recht effektiv Gebrauch machen? 

Verständigung über 
das Ziel bereits in der 
Vorbereitung
Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Veran-
staltung ist, dass sich Veranstalter/innen und 
Akteur/innen über das Ziel im Rahmen der Vorbe-
reitung verständigen. Besteht das Veranstaltungs-
ziel darin, dass sich Initiativen und Schulen zum 
Umgang mit rechtsextremen Aktivitäten in ihrem 
Bezirk informieren oder austauschen wollen, kann 
dies nur in Abwesenheit von Rechtextremist/innen 
erfolgen. In diesem Fall sollte der Teilnehmenden-
kreis bereits im Vorfeld eingegrenzt werden, indem 
gezielt nur ein bestimmter Personenkreis eingeladen 
wird. Dies können zum Beispiel die Schüler/innen 
einer Schule oder die Mitglieder einer Initiative sein.

Bei öffentlichen Versammlungen in geschlossenen 
Räumen eröffnen Grund- und Versammlungsgesetz 
die Möglichkeit, bestimmte Personen auszuschließen 
(s.o.). Davon sollten Veranstalter/innen konsequent 
Gebrauch machen. Bereits in der Einladung (in Brie
fen, E-Mails) und in öffentlichen Ankündigungen 
müssen Sie darauf hinweisen, dass die betreffenden 
Personen (Rechtsextreme) nicht erwünscht sind. 
Die Ausschlussklausel könnte wie folgt lauten:

Die Veranstaltenden behalten sich vor, von ihrem 
Hausrecht Gebrauch zu machen und Personen, die 
rechtsextremen Parteien oder Organisationen an­
gehören, der rechtsextremen Szene zuzuordnen 
sind oder bereits in der Vergangenheit durch rassis­
tische, nationalistische, antisemitische oder son­
stige menschenverachtende Äußerungen in Erschei­
nung getreten sind, den Zutritt zur Veranstaltung 
zu verwehren oder von dieser auszuschließen. 

Eingrenzung des 
Teilnehmendenkreises
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Ist eine solche Ausschlussklausel bereits in der 
Einladung formuliert worden, sollte diese auch 
gut sichtbar am Zugang zum Veranstaltungsort 
angebracht werden. Dann kann die Veranstaltungs-
leitung die ausgeschlossenen Personen daran hin-
dern, an der Veranstaltung teilzunehmen. Wollen 
sie den Veranstaltungsort dennoch betreten, kann 
die Veranstaltungsleitung mit Hilfe der Polizei die 
unerwünschten Personen vom Veranstaltungsort 
entfernen lassen.

Versteckspiel auflösen
Um Rechtsextreme auszuschließen, muss man sie 
in jedem Fall erst einmal als solche erkennen. Die 
Zeiten, in denen Bomberjacke, Glatze und Springer-
stiefel eindeutige Erkennungsmerkmale waren, sind 
lange vorbei. Wer sich nicht sicher ist, sollte sich 
auf jeden Fall szenekundige Unterstützung holen. 
Initiativen, Einzelpersonen und andere Akteur/innen, 
die sich mit der Problematik des Rechtsextremismus 
befassen und selbst Veranstaltungen zum Thema 
Rechtsextremismus organisieren, kennen sowohl 
die rechtsextreme Symbolik als auch jene Personen, 
die in der rechtsextremen Szene besonders aktiv 
sind, und können den Ordner/innen am Einlass die 
entsprechenden Hinweise geben.

Nach § 11 VersG kann der/die Veranstaltungsleiter/in 
Teilnehmende, welche die Ordnung gröblich stören, 
von der Veranstaltung ausschließen (Abs.1). Eine 
»gröbliche Störung der Versammlungsordnung« ist 
gegeben, wenn die Störung »nach Form und Inhalt 
des Verhaltens besonders schwer empfunden wird.« 
Das subjektive Bedrohungsgefühl von (potenziellen) 
Opfergruppen kann eventuell dieses Kriterium erfül
len. Auch die Veränderung des Versammlungscharak
ters durch »Wortergreifung« ist möglicherweise eine 
gröbliche Störung der Versammlungsordnung.

»Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, 
hat sie sofort zu verlassen.« Sollten die unerwünsch
ten Personen nach entsprechender Aufforderung 
den Veranstaltungsort nicht verlassen, muss die 
Polizei zu Hilfe geholt werden. Ein zwangsweiser 
Ausschluss von der Versammlung kann ausschließ-
lich durch die Polizei vollzogen werden. Personen, 
die Waffen bei sich führen, müssen von dem/der 
Versammlungsleitenden ausgeschlossen werden. 

Dies gilt gegebenenfalls auch für Teilnehmende, die 
gegen Strafgesetze verstoßen, die ein »von Amts 
wegen zu verfolgendes Vergehen zum Gegenstand 
haben« oder dazu aufrufen (Zeigen verfassungswid
riger Kennzeichen, Volksverhetzung, Körperverletzung 
etc.), wenn sie dieses Verhalten trotz Abmahnung 
fortsetzen.

Ausschließen von Störer/innen



5. Checkliste für das Gelingen von Veranstaltungen

Vorbereitung der Veranstaltung
	
■ Klären Sie, wer das Hausrecht hat. Grundsätzlich 
hat der/die Veranstaltungsleiter/in das Hausrecht, 
kann dieses aber an Dritte übertragen.
■ Verschaffen Sie sich Klarheit über Ziel und Ziel-
gruppe sowie Art der Veranstaltung (öffentlich 
oder geschlossen).
■ Schließen Sie nach Möglichkeit Rechtsextreme 
bereits in der Einladung (Flyer, Plakate, Briefe etc.) aus.
■ Geben Sie erst eine Pressemitteilung heraus, 
wenn Sie sicher sind, dass die Veranstaltung öf-
fentlich bleiben soll.
■ Suchen Sie im Vorfeld von öffentlichen politi
schen Veranstaltungen den Kontakt zur Polizei und 
besprechen Sie Szenarien/Strategien (Sicherheits-
partnerschaft). Lassen Sie sich für den Zeitraum 
der Veranstaltung von der Polizei die zuständigen 
Ansprechpartner/innen mit eigener Telefonnummer 
(nicht 110) geben.

■ Der/ die Veranstaltungsleiter/in kann darauf 
bestehen, dass Polizei vor Ort ist, um die Veranstal-
tung zu schützen.
■ Bemühen Sie sich um einen Ordnungsdienst, wel
cher sowohl örtliche als auch überregional agierende 
Rechtsextreme kennt. Holen Sie dazu rechtzeitig 
Unterstützung von szenekundigen Institutionen.
■ Besetzen Sie den Einlassbereich rechtzeitig vor 
Veranstaltungsbeginn mit einer ausreichenden An-
zahl von Personen bzw. Ordner/innen. 
■ Bitten Sie Teilnehmer/innen aus den eigenen 
Kreisen, schon früher als offiziell bekannt gegeben 
zur Veranstaltung zu erscheinen.
■ Besetzen Sie wichtige Plätze und Positionen (erste 
und letzte Stuhlreihe, Plätze an Gängen, Türen, 
Bühnenaufgängen, Saalmikrofonen, Lichtschaltern 
u.ä.) rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung mit 
Ihnen bekannten Personen.

■ Verhindern Sie das Eindringen von unerwünschten 
Personen – gewaltfrei, aber konsequent.
■ Sprechen Sie (bei Veranstaltungen in geschlossenen 
Räumen) den unerwünschten Personen Hausverbot aus.

Durchführung der Veranstaltung

■ Stellen Sie klare und transparente Diskussions
regeln auf (Antidiskriminierungsregel).
■ Stellen Sie Transparenz über die Kriterien eines 
Ausschlusses her. 
■ Lassen Sie das Saalmikrofon von einem/einer 
Helfer/in bzw. Ordner/in halten (ggf. an einer Verlän
gerungsstange) und geben Sie es nicht aus der Hand.
■ Legen Sie zu Beginn der Veranstaltung fest, ob 
fotografiert oder gefilmt werden darf – und wenn ja, 
von wem. 
■ Achten Sie darauf, dass Redner/innen und Veran
staltungsleitung jederzeit Kontakt miteinander halten 
und die Veranstaltung überblicken können. So können 

Sie unmittelbar auf Störungen reagieren und ggf. 
die Polizei informieren.
■ Unterbinden Sie diskriminierende (rassistische, 
antisemitische, sexistische) Äußerungen (Mikrofon-
anlage mit einem/einer Techniker/in besetzen).
■ Bitten Sie auf keinen Fall Rechtsextreme auf 
das Podium, bzw. bieten Sie diesen nie ein Podium 
(keine langen Monologe ermöglichen).
■ Sollten sich Personen psychisch bzw. physisch 
bedroht fühlen, greifen Sie ein, nötigenfalls in Ab-
sprache mit der Polizei oder den Ordner/innen.
■ Nehmen trotzdem Rechtsextreme an der Veran-
staltung teil oder gibt sich eine/r erst durch die 
Form der »Wortergreifung« zu erkennen, darf das 
nie unwidersprochen bleiben. Auch dieses Szenario 
müssen Sie vorher organisieren und ggf. üben.
■ Begleiten Sie gefährdete Personen (bekannte 
Antifaschist/innen, Personen, die aufgrund ihrer 
politischen oder journalistischen Tätigkeit gefähr-
det sind, Migrant/innen etc.) ggf. auf ihrem Weg 
von der Veranstaltung nach Hause.

in geschlossenen Räumen
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Tel.: 0391 – 6 20 77-3

Fax: 0391 – 6 20 77-40

E-Mail: net.gs@miteinander-ev.de

Homepage: www.miteinander-ev.de
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